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Rat der Europäischen Union: Grünes Licht für die "Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter"

Am 11.03.2025 hat der Rat der EU ein umfassendes Paket zur Anpassung der Mehrwertsteuervor-
schriften an das digitale Zeitalter verabschiedet. Dieses neue Gesetzgebungspaket umfasst eine 
Richtlinie, eine Verordnung und eine Durchführungsverordnung, die darauf abzielen, das Mehrwert-
steuersystem der EU zu modernisieren, den Verwaltungsaufwand für Unternehmen zu reduzieren, 
die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und Steuerbetrug zu bekämpfen.
Bereits am 08.12.2022 hatte die EU-Kommission das Paket "Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter" 
vorgestellt, das drei Vorschläge umfasst: eine Änderung der Mehrwertsteuersystem-Richtlinie, eine 
Anpassung der EU-Verordnung zur Verwaltungsverbesserung und eine Durchführungsverordnung 
zur Aktualisierung der Informationsanforderungen für bestimmte Mehrwertsteuerregelungen. Das 
beschlossene Paket bringt Änderungen in den folgenden Bereichen des Mehrwertsteuersystems 
mit sich:

- Bis 2030 erfolgt die vollständige Digitalisierung der Mehrwertsteuer-Meldepflichten für Unterneh-
men, die grenzüberschreitend Waren und Dienstleistungen an andere EU-Unternehmen verkaufen.

- Online-Plattformen werden verpflichtet, die Mehrwertsteuer für Kurzzeitvermietungen von Unter-
künften und für Personenbeförderungen zu erheben und abzuführen, wenn einzelne Dienstleister 
dies nicht tun.

- Die One-Stop-Shop-Regelung für die Mehrwertsteuer wird verbessert und ausgeweitet, so dass 
Unternehmen nicht in jedem EU-Mitgliedstaat eine separate und kostspielige Mehrwertsteuer-Re-
gistrierung vornehmen müssen.

Hinweis: Das neue Paket vereinfacht die Mehrwertsteuerverwaltung für Unternehmen, verringert 
bürokratische Hürden, unterstützt kleine Unternehmen durch die erweiterte One-Stop-Shop-Rege-
lung und stärkt die Steuerbetrugsbekämpfung durch digitale Rechnungen und Echtzeitmeldungen. 
Es tritt 20 Tage nach Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in Kraft, wobei die Verordnung und die 
Durchführungsverordnung unmittelbar gelten, während die Richtlinie noch in nationales Recht 
umgesetzt werden muss.
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Reform der Kleinunternehmerregelung: Aktuelles Schreiben liefert Erläuterungen

Seit dem 01.01.2025 gilt eine grundlegend überarbeitete Kleinunternehmerregelung, die insbeson-
dere die Neufassung des § 19 Umsatzsteuergesetz (UStG) sowie die Einführung des § 19a UStG 
durch das Jahressteuergesetz 2024 beinhaltet. Diese Änderungen dienen der Umsetzung der Mehr-
wertsteuersystem-Richtlinie und werden durch das Bundesfinanzministerium in einem aktuellen 
Schreiben detailliert erläutert.
Nach der Neuregelung werden die Umsätze von Kleinunternehmern grundsätzlich von der Umsatz-
steuer befreit. Dies führt zu einer vereinfachten Besteuerung und entlastet die betroffenen Unter-
nehmen. Änderungen ergeben sich auch beim Steuerausweis: Weist ein Kleinunternehmer dennoch 
einen Steuerbetrag auf seinen Rechnungen aus, wird dieser nicht mehr als unberechtigter, sondern 
nur als unrichtiger Steuerausweis geschuldet.
Ein vor dem 01.01.2025 erklärter Verzicht auf die Kleinunternehmerregelung bindet Unternehmer 
auch weiterhin für mindestens fünf Kalenderjahre. Die Frist beginnt ab dem ersten Kalenderjahr, für 
das der Verzicht wirksam erklärt wurde. Mit der Einführung des § 19a UStG wird zudem ein beson-
deres Meldeverfahren eingeführt, das es inländischen Unternehmern ermöglicht, auch in anderen 
EU-Mitgliedstaaten die (dortige) Kleinunternehmerregelung anzuwenden. So soll der grenzüber-
schreitende Handel vereinfacht werden.

Hinweis: Ein unrichtiger Steuerausweis liegt vor, wenn der Unternehmer eine Leistung erbringt, sich 
jedoch bei der Höhe der Umsatzsteuer irrt, etwa durch fehlerhafte Berechnung oder falsche Anwen-
dung von Steuerbefreiungen. Ein unberechtigter Steuerausweis wiederum liegt vor, wenn keine 
Leistung erbracht wurde (z.B. bei Scheinrechnungen). Diese Unterscheidung ist bei der Korrektur 
sehr wichtig: Ein unrichtiger Steuerausweis kann durch eine einfache Rechnungskorrektur behoben 
werden, während beim unberechtigten Steuerausweis zusätzlich die Beseitigung der Gefährdung 
des Steueraufkommens durch die Finanzverwaltung bestätigt werden muss.
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Umsatzsteuerbefreiung für Ausfuhrlieferungen: Neues Merkblatt und Vordruckmuster

Wie können Privatpersonen und Unternehmen von der Umsatzsteuerbefreiung für Ausfuhrlieferun-
gen im nichtkommerziellen Reiseverkehr profitieren? Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat hierzu 
mit Schreiben vom 12.03.2025 ein mit Stand März 2025 aktualisiertes Merkblatt und dazugehöriges 
Vordruckmuster veröffentlicht. Das aktuelle BMF-Schreiben ersetzt das Schreiben vom 15.03.2022.
Das Merkblatt informiert über die Voraussetzungen und Verfahren für die Steuerbefreiung von Aus-
fuhrlieferungen, die von Reisenden im nichtkommerziellen Reiseverkehr sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der EU vorgenommen werden. Außerdem bietet es praxisorientierte Hinweise und 
enthält ein Vordruckmuster für Ausfuhr- und Abnehmerbescheinigungen, die zur Anwendung der 
Steuerbefreiung erforderlich sind.
Das neue Merkblatt liefert detaillierte Informationen zu den Verfahren, die Unternehmer und 
Reisende einhalten müssen, um von der Umsatzsteuerbefreiung zu profitieren. Wesentliche 
Bestandteile des Merkblatts sind die beiden Anlagen. Anlage 1 erläutert die umsatzsteuerrechtliche 
Abgrenzung zwischen dem EU-Gebiet und dem Drittlandsgebiet. Anlage 2 enthält das Vordruck-
muster "Ausfuhr- und Abnehmerbescheinigung für Umsatzsteuerzwecke bei Ausfuhren im nicht-
kommerziellen Reiseverkehr".
Die Regelung gewährleistet, dass Privatpersonen, die im nichtkommerziellen Reiseverkehr Waren 
ausführen, von der Umsatzsteuer befreit werden, sofern sie die erforderlichen Nachweise erbringen. 
Dies betrifft insbesondere die ordnungsgemäße Dokumentation der Ausfuhr sowie des Abnehmers 
durch die entsprechenden Bescheinigungen. Unternehmer, die diese Befreiung in Anspruch 
nehmen möchten, müssen die Vorgaben des BMF beachten und die neuen Vordrucke entsprechend 
ausfüllen.

Hinweis: Eine Ausfuhrlieferung im nichtkommerziellen Reiseverkehr liegt vor, wenn der Gegenstand 
der Lieferung für private Zwecke bestimmt ist und er im persönlichen Reisegepäck in das Drittlands-
gebiet ausgeführt wird.
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Update vom Ministerium: Einheitliche Reiseleistungen und Steuerbefreiung klar definiert

Am 13.03.2025 hat das Bundesfinanzministerium (BMF) eine Änderung des Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlasses veröffentlicht, die insbesondere den Abschnitt 25.1 Abs. 12 betrifft. Die hierbei im 
Vordergrund stehende Frage: Wie können die Regelungen zur Besteuerung einheitlicher Reiseleis-
tungen klarer und rechtssicher gestaltet werden? Ziel der Anpassung ist es, die Regelungen zu präzi-
sieren und vor allem die korrekte Anwendung der relevanten Umsatzsteuerbefreiungsnormen 
eindeutig zu definieren.
Im Detail wird nun klargestellt, dass bei einer einheitlichen Reiseleistung gemäß § 25 Abs. 1 Satz 2 
Umsatzsteuergesetz (UStG) die Steuerbefreiung nach § 4 UStG Vorrang vor der Anwendung des § 
25 Abs. 2 UStG hat, sofern die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung erfüllt sind. Das bedeutet: 
Wird eine Reiseleistung als einheitlich im Sinne des UStG angesehen und erfüllt sie gleichzeitig die 
Voraussetzungen einer Steuerbefreiung (beispielsweise nach § 4 Nr. 25 UStG), so hat diese Steuer-
befreiung Vorrang vor der speziellen Regelung des § 25 Abs. 2 UStG.

Hinweis: Die Anpassung dient der rechtlichen Klarstellung und stellt sicher, dass Steuerpflichtige 
eine eindeutige Anleitung für die korrekte Anwendung der Umsatzsteuerregelungen im Bereich der 
Reiseleistungen erhalten. Das Schreiben ist auf der Homepage des BMF abrufbar und im Bundes-
steuerblatt Teil I verfügbar. Die Grundsätze dieses Schreibens sind auf alle offenen Fälle anzuwen-
den.
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Das Umsatzsteuerrecht vereinfachen: Verbände setzen auf Bürokratieabbau

Wie kann Deutschland als Wirtschaftsstandort wieder an Attraktivität gewinnen? Die Antwort 
könnte in einem vereinfachten Umsatzsteuerrecht liegen. Pünktlich zum Start der Sondierungsge-
spräche für die Bildung der neuen Regierungskoalition haben die Bundessteuerberaterkammer 
(BStBK) und der Bundesverband der Deutschen Industrie e.V. (BDI) einen Maßnahmenkatalog für 
einen effektiven Bürokratieabbau vorgelegt.
Ziel ist es, das Umsatzsteuerverfahren zu optimieren und die Steuerlast für Unternehmen zu redu-
zieren, ohne die unionsrechtskonforme Steuererhebung zu gefährden. Dabei liegt der Fokus auf der 
Einführung von unionsrechtskonformen Verfahrensvorschriften, die das Neutralitätsprinzip der Um-
satzsteuer wahren und Unternehmen von fehlerhaft erhobenen Steuern entlasten.
Der BStBK-Präsident betont, dass anstelle der bisherigen, oft langwierigen Prüfungs- und Rechtsbe-
helfsverfahren eine einheitliche und zeitnahe Beurteilung der umsatzsteuerlichen Sachverhalte 
notwendig sei. Um dies zu erreichen, fordern BStBK und BDI insbesondere verbindliche Auskunfts-
verfahren vor der Steuerfestsetzung und separate Feststellungsverfahren. Diese Maßnahmen 
würden sicherstellen, dass alle Beteiligten - sowohl Unternehmen als auch Finanzverwaltungen - 
den steuerrechtlich relevanten Sachverhalt einheitlich beurteilen können.
Ein weiteres Anliegen beider Organisationen ist die Einführung wirksamer Korrekturmöglichkeiten 
bei fehlerhaften Steuerfestsetzungen. So sollen unrechtmäßige Steuerlasten korrigiert und unge-
rechtfertigte Belastungen für Unternehmen verhindert werden. Die vorgeschlagenen Maßnahmen 
erleichtern das Verfahren für alle Beteiligten, ohne das unionsrechtskonforme Umsatzsteuerauf-
kommen zu gefährden. Der BStBK-Präsident hebt hervor, dass die neue Bundesregierung sowohl 
die Ressourcen aller Seiten schonen als auch das kooperative Verhältnis zwischen Steuerpflichtigen 
und der Finanzverwaltung fördern sollte.

Hinweis: Der Maßnahmenkatalog ist auf der Website der BStBK abrufbar.
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Neue E-Rechnungspflicht: Dokumente im PDF-Format reichen nicht aus

Seit dem 01.01.2025 müssen Unternehmen in Deutschland elektronische Rechnungen (E-Rech-
nungen) ausstellen, wenn sie gegenüber anderen Unternehmen (z.B. Einzelhandel, Gewerbebetrie-
be, gemeinnützige Einrichtungen) Waren verkaufen oder Dienstleistungen erbringen.
Hinweis: E-Rechnungen sind digitale Rechnungen, die in einem speziellen computerlesbaren Format 
vorliegen (z.B. als X-Rechnung oder im ZUGFeRD-Format).
Unternehmen müssen seit Jahresbeginn sicherstellen, dass sie E-Rechnungen empfangen können. 
Hierzu müssen sie als Mindestanforderung ein E-Mail-Postfach zum Empfang von E-Rechnungen 
unterhalten und über eine Software zur Visualisierung der strukturierten Datensätze sowie zur revi-
sionssicheren Archivierung von E-Rechnungen verfügen. Eine über die Archivierungspflicht hinaus-
gehende Verpflichtung zur elektronischen Weiterverarbeitung der E-Rechnung besteht nicht.
Für die verpflichtende Ausstellung von E-Rechnungen hat der Gesetzgeber eine Übergangsregelung 
geschaffen: Unternehmen wird eine zweijährige Frist bis zum 31.12.2026 gewährt. Unternehmen 
mit einem Vorjahresgesamtumsatz von maximal 800.000 EUR haben sogar bis zum 31.12.2027 
Zeit, um auf die elektronische Rechnungsausstellung umzustellen. Ab dem 01.01.2028 tritt diese 
Verpflichtung dann grundsätzlich für alle Unternehmen in Kraft.
Hinweis: Die Regelungen zur verpflichtenden E-Rechnung gelten aber nur, wenn überhaupt eine 
umsatzsteuerliche Pflicht zur Ausstellung einer Rechnung besteht. Ausgenommen sind Rechnungen 
an Endverbraucher (sog. B2C-Umsätze) und für zahlreiche steuerfreie Umsätze (z.B. steuerfreie 
Grundstücksvermietungen, Bankdienstleistungen oder Heilbehandlungen). Darüber hinaus greifen 
Ausnahmen für Kleinbeträge bis 250 EUR (brutto), Fahrausweise und Leistungen, die von Kleinun-
ternehmern erbracht werden.
Um selbst elektronische Rechnungen ausstellen zu können, bedarf es einer Software, die E-Rech-
nungen in dem erforderlichen Format erstellen kann. Papierrechnungen und Rechnungen in ande-
ren elektronischen Formaten (z.B. "pdf"- oder "jpeg"-Dateien) sind keine E-Rechnungen und spätes-
tens ab 2028 im B2B-Bereich nicht mehr zulässig.

Hinweis: Ab 2028 müssen also alle im B2B-Bereich agierenden Unternehmen - abgesehen von 
wenigen Ausnahmen - E-Rechnungen empfangen und ausstellen können. Sie sollten sich rechtzeitig 
auf die Umstellung vorbereiten und ihre Prozesse anpassen, um die gesetzlichen Anforderungen zu 
erfüllen.

Breitfeld Nitsche und Partner Steuerberatungsgesellschaft
Neuer Wall 26–28  |  20354 Hamburg  |  Tel. +49 (0)40 36 77 55  |  Fax +49 (0)40 36 72 54

e-mail | mail@bnp-steuerberatung.hamburg  |  web | www.bnp-steuerberatung.hamburg


